
 MEDIADATEN  2027

28
.07
.20
26

 ERSCHEINUNGSTERMINE 

 Die Mediadaten sowie unsere AGB fi nden
Sie unter www.einfach-wilke.de/mediadaten

 GESAMTHERSTELLUNG   Wilke Mediengruppe GmbH
 Oberallener Weg 1, 59069 Hamm, Telefon 02385 46290-0
 www.einfach-wilke.de, info@einfach-wilke.de

 KURZ-CHARAKTERISTIK 
Die DRiZ – Deutsche Richterzeitung ist ein rechtspolitisches Magazin mit wissenschaft-
lichem Anspruch, einer klaren Struktur und einem modernen Layout und wird seit 1909 
vom Deutschen Richterbund herausgegeben. Die DRiZ bietet hochwertige Informationen 
zu justiz- und rechtspolitischen sowie rechtswissenschaftlichen Themen.

Redaktioneller Schwerpunkt ist der Aufsatzteil, aktuelle rechtspolitische Berichte, 
Interviews und Meinungsartikel runden das Angebot ab. Die DRiZ ist die führende 
Zeitschrift für Richter und Staatsanwälte in Deutschland.

 AUF EINEN BLICK 
HERAUSGEBER 	� ���Deutscher Richterbund e.V.
	 Haus des Rechts
	 Kronenstraße 73
	 10117 Berlin
	 Telefon 030 2061 25-0 
ISSN	 0340-8612
ERSCHEINUNGSWEISE 	 11-mal jährlich 
AUFLAGE 	 11.500 Stück
ZIELGRUPPEN 	� Richter, Staatsanwälte, Rechtsanwälte, Notare, Justiz- 

beamte und Justizverwaltungen, Rechtswissenschaftler und 
Parlamentarier

DRiZ

Trotz der Entscheidung des Berliner Verwaltungsgerichts will die Bundesregierung weiter  

Asylbewerber an der Grenze zurückweisen. Eine neue Regierung muss neue Politik machen 

können, aber sie darf nie den Eindruck erwecken, dass es an Respekt vor der Justiz fehlt. 

Nur eine  

Einzelfallentscheidung? 

vorlegen, die mit Zahlen und Fakten belegt, warum die Migra-

tionslage in Deutschland eine Gefährdung für die öffentliche 

Sicherheit und Ordnung bedeutet. Zumal es durchaus Gegen-

argumente gibt: Im vergangenen Jahr sind die Migrationszahlen 

zurückgegangen, außerdem haben die EU-Mitgliedstaaten die 

GEAS-Reform beschlossen, die die Zahlen senken soll.

Dobrindt macht trotzdem forsch weiter. Die Praxis werde fort-

gesetzt, sagte er, es handele sich lediglich um eine „Einzelfall-

entscheidung“. Streng genommen ist jeder gerichtliche Fall ein 

Einzelfall. Aber das Verwaltungsgericht macht umfangreiche 

rechtliche Ausführungen, die durchaus auf andere Fälle übertrag-

bar sind. Im Hauptsacheverfahren will Dobrindt bei der Begrün-

dung nachlegen. Ob er dazu überhaupt Gelegenheit haben wird, 

ist allerdings noch unklar, denn nur in einem der drei Fälle wurde 

zusätzlich zum Antrag auf einstweilige Anordnung Klage erhoben 

– und es ist möglich, dass hier Erledigung eingetreten ist. An an-

deren Gerichten sind allerdings noch Verfahren anhängig. Da wird 

die Bundesregierung mutmaßlich ihre Ausführungen zur Notlage 

machen können – und Richter werden sie sich genau anschauen. 

Eine neue Regierung muss eine neue Politik machen können. 

Das ist das Wesen der Demokratie – und das vielleicht wirk-

samste Mittel gegen Politikverdrossenheit. Für die Union hat 

die Frage der Zurückweisung eine Bedeutung, die weit über den 

Rückgang der Zahlen hinausgeht: Es ist die symbolische Abwen-

dung von der Ära Merkel. Nur was die Union dabei nicht verges-

sen darf: Wenn das Vertrauen in die Justiz beschädigt ist, ist der 

Rechtsstaat in Gefahr. Über Gerichtsentscheidungen darf man 

sich ärgern, aber eine konservative Partei darf nicht den Ein-

druck erwecken, dass es an Respekt vor der Justiz fehlt. 

So weit ist es schon gekommen. Ein Richter wird persönlich 

beleidigt und bedroht, in einigen Medien wird über seine Par-

teizugehörigkeit spekuliert. Das Verwaltungsgericht Berlin hat 

in einem Eilverfahren entschieden, dass drei Somalier an der 

deutsch-polnischen Grenze nicht zurückgewiesen werden dür-

fen. Der Beschluss geht mitten hinein in die politische Migra-

tionsdebatte, aber in der Argumentation der Richter der sechs-

ten Kammer findet sich kein Funken Politik. 

Das Gericht geht von dem Grundsatz aus, der seit den Sechziger-

jahren gilt: Das europäische Recht hat Vorrang vor dem deut-

schen Recht. Deshalb müssten sich die deutschen Behörden an 

das Dublin-Verfahren halten. Das heißt, dass das Bundesamt für 

Migration und Flüchtlinge zumindest prüfen muss, ob Deutsch-

land für das Asylverfahren zuständig ist. Artikel 72 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) erlaubt 

die Abweichung vom EU-Recht im Falle einer Gefahr für die öf-

fentliche Sicherheit und Ordnung. Die Hürden sind hoch, bisher 

sind alle Versuche von Mitgliedstaaten, sich auf diese Norm zu 

berufen, vor dem Europäischen Gerichtshof gescheitert. Vor dem 

Verwaltungsgericht Berlin wurde noch nicht einmal ausgeführt, 

worin die Notlage bestehen soll. 

Bundesinnenminister Alexander Dobrindt (CSU) hatte an sei-

nem ersten Arbeitstag die Zurückweisungen an der Grenze an-

geordnet, die Begründung für diesen seit Jahren rechtlich wie 

politisch hochumstrittenen Schritt blieb allerdings oberfläch-

lich. Dobrindt erklärte lediglich, dass die Maßnahme notwen-

dig sei, um die Überforderung der Kommunen zu verhindern, 

und dass die Migrationszahlen viel zu hoch seien. Die Vertreter 

der Bundesregierung konnten aber bislang keine Ausarbeitung 
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Brüssel steht eine schwere Sommerpause bevor. Die Gremien der Europäischen Union spüren, 

dass die Unzufriedenheit mit der Gemeinschaft wächst und die EU-Gegner stärker werden. Nicht 

wenige befürchten, dass 2027 zu einem Wendepunkt in der Geschichte der EU werden könnte. 

2027 – Schicksalsjahr  

für die EU 

Es gibt auch andere Zeichen. Polens proeuropäischer Regierungs-

chef Donald Tusk überstand Mitte Juni nach der Wahl des neuen 

rechten Präsidenten zwar eine Vertrauensabstimmung, aber nur 

um den Preis einer Anpassung seiner Politik an den neuen starken 

Mann im Staat. Die italienische Regierungschefin Giorgia Meloni be-

wegt sich zunehmend vom anfangs rechten Rand des politischen 

Spektrums auf die Mitte zu. In der EU-Metropole gilt eine Zusam-

menarbeit mit der Mussolini-Verehrerin längst nicht mehr als Tabu. 

Es wird dabei darauf verwiesen, dass Meloni als erste EU-Minister-

präsidentin auch in Washington einen starken Auftritt hinlegte und 

US-Präsident Donald Trump zu wohlwollenden Worten gegenüber 

Europa bewog. Tatsächlich wird Meloni zunehmend weniger ausge-

grenzt, sondern vielmehr integriert. Auch weil sie EU-Entscheidun-

gen nicht einfach blockiert wie ihr ungarischer Amtskollege. 

Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen weiß, dass sie 

nicht nur ein Thema braucht, um die Bürger der 27 Mitglied-

staaten zu erreichen, sie benötigt auch einen politischen Erfolg, 

der durchschlagend ist. Ihre Versuche, das Vereinigte Königreich 

wieder enger an die Europäische Union heranzuholen, um beim 

großen Thema Verteidigung ein erstes Feld für eine neue Zusam-

menarbeit zu eröffnen, wurden aufmerksam registriert. Aber das 

reicht nicht, solange ihre Verwaltung so tut, als habe sie „den poli-

tischen Schuss der Bedrohung durch nationalistische Kräfte nicht 

gehört“, wie es ein hochrangiger EU-Beamter ausdrückt. Die 

Union braucht ein Facelifting, eine Modernisierung ihrer Geset-

zessammlung, damit sie wieder das erreicht, wozu sie eigentlich 

geschaffen wurde: Gemeinsamkeit zu stärken, Eigeninitiative zu 

fördern und wirkungsvoll das Leben der Menschen (und Wähler) 

sowie der Wirtschaft zu unterstützen. Sonst könnte es 2027 wirk-

lich sehr schwer werden, weiter von Europa zu träumen.

Statistiken gehören zum täglichen Handwerkszeug der EU-

Kommission. In den Wochen vor der Sommerpause beschäf-

tigte man sich vor allem mit „Datenpunkten“. 1115 wurden 

markiert. Jeder steht für einen Nachweis, den Betriebe 

und Unternehmen erbringen müssen, um zu zeigen, dass 

sie umweltfreundlich wirtschaften. Die Hälfte soll bald ge-

strichen werden. Das Stichwort heißt Bürokratieabbau. Ein 

zweifellos begrüßenswertes Vorhaben, aber längst wird die 

Frage immer lauter, ob solche Spielereien wirklich geeig-

net sind, um den Prozess der schrittweisen Aushöhlung der 

Union zu stoppen. Denn im Gebälk der Gemeinschaft kracht 

es. Ob in den Regierungen oder auf dem Weg dahin – rechte 

oder, vielleicht treffender, nationalistische Kräfte sind über-

all im Vormarsch. Zuletzt wählten die Polen einen Präsiden-

ten, der als EU-Gegner gilt. In Den Haag, Rom, Kopenhagen,  

Bratislava und Budapest rieb man sich ob dieser Kurskor-

rektur bei Wahlen die Hände. In Österreich wurde ein rechts-

populistischer Kanzler in letzter Minute verhindert. 2027 

stehen in Frankreich die nächsten Präsidentschaftswahlen 

an. Ein Sieg der Rechtsextremisten erscheint nach dem 

Frust über den aktuellen Amtsinhaber Emmanuel Macron 

nicht unwahrscheinlich. In Brüssel weiß und sieht man das, 

sucht deswegen auch händeringend nach einem Rezept, um 

endlich wieder mit europäischer Politik beim Wähler punk-

ten zu können. Ob das mit „Datenpunkten“ gelingen kann, 

bezweifeln selbst hochrangige Beamte der EU-Verwaltung. 

Man müsse pragmatisch vorgehen, sich weniger in Detail-

gesetzgebung verlieren, dafür mehr für das Soziale tun. 

„Nur wenn wir aus der Starre herauskommen, können wir 

den politischen Kampf gegen die Extremisten aufnehmen“, 

drückt es ein Insider in Brüssel aus.
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Detlef Drewes ist freier Journalist.  

Er berichtet regelmäßig über Rechtsthemen aus Europa.
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Justiz befürchtet BlockadeDie Präsidentschaftswahl in Polen  
hat der Hoffnung der Richterschaft  
auf eine rasche Rückabwicklung des 
PiS-Justizumbaus einen schweren 
Dämpfer versetzt.
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DNA-Analyse ausweiten?
Zwischen den Ländern ist Streit  
darüber entbrannt, ob DNA-Spuren 
auch auf die biogeografische Her-
kunft untersucht werden sollen.  
Ein Für und Wider.
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StPO effizienter anwendenDie Bundesregierung will den Straf-
prozess verschlanken. Dabei bietet 
die StPO bereits heute einige selten 
genutzte Möglichkeiten, um Verfah-
ren effizienter zu gestalten.
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Rechtsstaatspakt soll  2000 neue Stellen schaffen Beschluss der Justizministerkonferenz – DRiZ-Umfrage zur Bewerberlage
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